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Der EU-Binnenmarkt, die
Personenfreizügigkeit[...]
und die Schweiz
Es war eines der zentralen Ziele der Europäischen Union, all ihre Mitgliedländer in 
einen einheitlichen Binnenmarkt zu integrieren ...

Guten Abend, sehr verehrte Zuschauerinnen und Zuschauer. Unsere heutige Sendung aus 
der Schweiz möchte Klarheit bringen in die Frage, in welchem Verhältnis die Schweiz, der 
EU-Binnenmarkt und die Personenfreizügigkeit derzeit stehen: 
Es war eines der zentralen Ziele der Europäischen Union, all ihre Mitgliedländer in einen 
einheitlichen Binnenmarkt zu integrieren. In diesem Binnenmarkt wurden für einen zur EU 
gehörenden Wirtschaftsraum einheitliche rechtliche Bestimmungen für wirtschaftliche 
Tätigkeit festgelegt, die in und zwischen allen EU-Mitgliedstaaten sowohl einheitlich als auch 
verbindlich sind. 
Die Schweiz gehört dem EU-Binnenmarkt nicht an – weil sie nicht Mitglied der EU ist. Sie 
schafft die Gesetze, welche die wirtschaftliche Tätigkeit in der Schweiz regeln, autonom – als
selbständiger Staat. Die von der EU geschaffenen Binnenmarkt-Regelungen wurden bisher 
nie automatisch auch für die Schweiz verbindlich. Mittels bilateralen Verträgen ist die 
Schweiz keineswegs dem Binnenmarkt der EU beigetreten. Ziel dieser Verträge war und ist 
es vielmehr, zwischen zwei souveränen, eigenständigen Verhandlungspartnern – der EU auf 
der einen, der Schweiz auf der andern Seite – einvernehmlich die Bedingungen für 
gegenseitigen Marktzutritt auszuhandeln. Marktzutritt heisst indessen nicht Binnenmarkt-
Mitgliedschaft. Der Vorgang ist vergleichbar mit Verhandlungen für einen Freihandelsvertrag. 
Als die Schweiz zum Beispiel mit der Republik Südkorea einen Freihandelsvertrag 
aushandelte und schliesslich abschloss, regelten die beiden Vertragspartner Erleichterungen
für gegenseitigen Marktzutritt. Weder übernahm die Schweiz dabei die südkoreanische 
Wirtschafts-, Währungs- und Konjunkturgesetzgebung noch übernahm Südkorea 
entsprechende schweizerische Gesetze. Beide Länder blieben souverän in ihrer 
Gesetzgebung. Wenn die EU sich heute um einen Freihandelsvertrag mit den USA bemüht, 
übernimmt sie ebensowenig US-Gesetze wie die USA EU-Gesetze übernimmt. 
Geht es um Marktzutritt, regeln die darum bemühten, gleichberechtigten 
Verhandlungspartner die Bedingungen, welche den Handel sowie wirtschaftliche Kooperation
zwischen den Vertragsländern grenzüberschreitend erleichtern – ohne dass einer der 
Vertragspartner seine Souveränität über seine Gesetzgebung preisgibt. Wenn – wie das 
gegenwärtig der Fall ist – die EU die Personenfreizügigkeit zum integralen Bestandteil des 
EU-Binnenmarktes erklärt, so ist diese Feststellung selbstverständlich für alle EU-
Mitgliedländer verbindlich. Ein EU-Nichtmitglied wie die Schweiz ist davon allerdings nicht 
betroffen. Die EU unterhält mit zahlreichen EU-Nichtmitgliedern vertraglich vereinbarte 
Wirtschaftsbeziehungen, welche in keiner Art und Weise an die Personenfreizügigkeit 
gebunden sind. 
Anders hingegen würde die Situation für die Schweiz, wenn der Rahmenvertrag Tatsache 
würde, mit welchem der Bundesrat gegenwärtig die «institutionelle Einbindung» der Schweiz 
in den Beschlussfassungs-Apparat der EU festlegen will. Als in die EU «institutionell 
eingebunden» soll die Schweiz gemäss den Vorstellungen des Bundesrats fortan sämtliche 
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von der EU einseitig getroffenen Beschlüsse, die irgend einen Gegenstand in einem 
bilateralen Vertrag zwischen der Schweiz und der EU betreffen, automatisch als für unser 
Land verbindlich übernehmen. Weil die Schweiz dabei auf jegliche Mitbestimmung zur 
Entstehung neuer Regelungen verzichtet, dürfte die EU dieses Zugeständnis als 
Aufforderung verstehen, unser Land Schritt für Schritt den in der EU geltenden Binnenmarkt-
Regelungen zu unterstellen. 
Die Schweiz würde – gemäss den aktuellen Bemühungen des Bundesrates – aus freien 
Stücken auf ihre Vertragshoheit verzichten – also auf ihr Recht, Verträge nach eigenen 
Interessen abzuschliessen. Sie überlässt die Entscheidung darüber, was fortan gelten soll, 
vollumfänglich der Gegenseite. Sie nimmt – gleichsam als Untertan – automatisch an, was 
die Europäische Union in Brüssel beschliesst. 
Dieses Untertanen-Verhältnis will der Bundesrat im Rahmenvertrag mit der EU zusätzlich mit
der Bereitschaft bekräftigen, bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung von 
Verträgen den Entscheid des EU-Gerichtshofs als letztinstanzlich und damit unumstösslich 
anzuerkennen. Also die Bereitschaft,  das höchste Gerichts der Gegenseite über den 
eigenen Gerichten zu akzeptieren.
Drittens will der Bundesrat der EU ausdrücklich das Recht einräumen, Sanktionen gegen die 
Schweiz zu erlassen, falls die Schweiz – zum Beispiel wegen eines Volksentscheids – einen 
Entscheid des EU-Gerichtshofs einmal nicht übernehmen kann. Mit diesem Zugeständnis 
unterstellt sich der Bundesrat gleichsam der Super-Guillotine Brüssels. Denn allein die EU 
erhielte ein Sanktionsrecht – das anzuwenden Brüssel jederzeit androhen könnte. Von 
Gegenseitigkeit keine Spur. 
Wer sich fremdem Recht unterstellt und die letztinstanzliche Auslegung des fremden Rechts 
auch noch einem fremden Gericht, dem Gericht der Gegenpartei nämlich, zubilligt, hat 
aufgehört, ein souveräner Staat zu sein. Die Aufgabe dieser Souveränität - liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer - würde einer Rückkehr ins dunkle Mittelalter gleichkommen.
Damals nämlich wurde diese mittels unermesslichem Einsatz und Blutvergiessen vieler 
Eidgenossen hart erkämpft.  
Diese aktuellen und historischen Zusammenhänge gilt es stets wach im Herzen und vor 
Augen aller zu behalten. Ihnen einen guten Abend und auf Wiedersehen.

von bb./us.

Quellen:

Infoschrift des überparteilichen Komitees "Nein zum schleichenden EU-Beitritt", 
10.4.2014

Das könnte Sie auch interessieren:

#CH-Politik - www.kla.tv/CH-Politik

#Medienkommentar - www.kla.tv/Medienkommentare

Der EU-Binnenmarkt, die Personenfreizügigkeit[...] und die Schweiz  2 / 3

Online-Link: www.kla.tv/2876 | Veröffentlicht: 23.04.2014

https://www.kla.tv/CH-Politik
https://www.kla.tv/Medienkommentare


Kla.TV – Die anderen Nachrichten ... frei – unabhängig – unzensiert ...

è was die Medien nicht verschweigen sollten ...
è wenig Gehörtes vom Volk, für das Volk ...
è tägliche News ab 19:45 Uhr auf www.kla.tv

Dranbleiben lohnt sich!

Kostenloses Abonnement mit wöchentlichen News per E-Mail erhalten Sie unter: www.kla.tv/abo

Sicherheitshinweis:

Gegenstimmen werden leider immer weiter zensiert und unterdrückt. Solange wir nicht 
gemäß den Interessen und Ideologien der Systempresse berichten, müssen wir jederzeit 
damit rechnen, dass Vorwände gesucht werden, um Kla.TV zu sperren oder zu schaden.

Vernetzen Sie sich darum heute noch internetunabhängig!

Klicken Sie hier: www.kla.tv/vernetzung

Lizenz:    Creative Commons-Lizenz mit Namensnennung
Verbreitung und Wiederaufbereitung ist mit Namensnennung erwünscht! Das Material darf jedoch nicht aus dem Kontext gerissen präsentiert werden.
Mit öffentlichen Geldern (GEZ, Serafe, GIS, ...) finanzierte Institutionen ist die Verwendung ohne Rückfrage untersagt. Verstöße können strafrechtlich 
verfolgt werden.
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